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Sozialpolitische Reformen und soziale Entwicklung
Einleitung
Argentinien gehörte zu den P ioniernationen der Sozialpolitik in Latein­
amerika. Bereits in den letzen Jahren  des 19. Jahrhunderts w urden die 
G rundlagen für ein universell angelegtes, kostenloses und  obligatorisches 
G rundschulw esen geschaffen. D ie ersten Sozialversicherungsprogram m e 
starteten A nfang des 20. Jahrhunderts. V or dem  H intergrund der im ­
portsubstituierenden Industrialisierung wuchs der Staat in den 1940er 
un d  1950er Jahren in die Rolle einer zentralen Steuerungsinstanz hinein 
und  griff, u.a. durch institutionelle Innovationen, sozialpolitische G e­
setzgebung und  Förderung der gewerkschaftlichen O rganisation, aktiv in 
die G estaltung der A rbeitsbeziehungen ein. Indem  der Staat au f wach­
sende Forderungen unterschiedlicher korporatistischer Interessengrup­
pen  m it sozialpolitischen Zugeständnissen reagierte, entwickelte sich die 
Sozialpolitik zu einem  wichtigen M echanism us der verteilungspolitischen 
Konfliktregulierung und  der sozialen und  wirtschaftlichen Integration.
D ie materielle G rundlage für diese Politik bildeten die relativ günsti­
gen wirtschaftlichen Bedingungen der 1940er und  1950er Jahre, die ver­
teilungspolitische Spielräume für eine expansive Sozialpolitik schufen. 
D ie sozialpolitische Expansion schlug sich auch in ausgedehnten Leis­
tungen insbesondere im  Bildungs- und  G esundheitsw esen sowie in 
w achsenden öffentlichen Sozialausgaben nieder. So entstand ein sozial­
politisches System, das hinsichtlich Reichweite, A ufw endungen und  Er­
gebnissen (etwa hinsichtlich sozialer Indikatoren wie A lphabetisierung, 
Lebenserw artung, K indersterblichkeit) an der Spitze der lateinamerikani­
schen Länder lag.
D ie strukturellen Schwächen dieses W ohlfahrtsm odells traten jedoch 
spätestens un ter dem  E indruck der sich ab den 1960er und verstärkt ab 
den 1970er Jahren verschlechternden wirtschaftlichen Rahm enbedingun­
gen zutage: A u f organisatorischer E bene handelte es sich um  ein frag­
m entiertes, stark zentralisiertes und bürokratisiertes System. T rotz der im 
Laufe der Zeit w achsenden staatlichen Sozialausgaben verzeichneten die 
sozialen D ienstleistungssystem e — insbesondere das Sozialversicherungs-
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system — aufgrund von  Effizienzproblem en ständig finanzielle Defizite. 
Zw ischen dem  program m atisch erhobenen universellen Leistungsan­
spruch der Sozialpolitik und der je nach beruflichen, sozialen oder geo­
graphischen K riterien qualitativen Segm entierung sozialer Leistungen 
und  Program m e klaffte eine zunehm ende Lücke. Das sozialpolitische 
System wies stark klientelistische Züge auf; die arm en Bevölkerungs­
gruppen blieben von  den sozialpolitischen Leistungen weitgehend ausge­
schlossen, insbesondere diejenigen, die nicht im formellen A rbeitsm arkt 
integriert waren sowie auch die ländlichen Arm en.
D ie Rezession und  m akroökonom ische Instabilität der 1980er Jahre 
verschlim m erten die Problem e des sozialpolitischen Systems noch wei­
ter. M it dem  Redem okratisierungsprozess ab 1983 und  der dam it einher­
gehenden Ö ffnung  politischer und  gesellschaftlicher HandlungsSpiel­
räum e fanden die im  repressiven K ontex t des Militärregimes unterdrück­
ten sozialen Problem e zunehm end Ausdruck. D as sozialpolitische Sys­
tem  erwies sich als unfähig, die negativen Folgekosten der Krise der 
1980er Jahre abzufedem . Es verm ochte nicht, au f die durch A rbeitslo­
sigkeit und  sinkende Realeinkom m en erhöhte N achfrage nach sozialen 
D ienstleistungen flexibel und  effizient zu reagieren. D arüber hinaus ver­
fügte die staatliche Sozialpolitik, die sich stark au f die traditionellen Be­
reiche wie Bildung und Sozialversicherung konzentrierte, nicht über die 
geeigneten Instrum ente und  Program m e, um  die von V erarm ungspro­
zessen betroffenen Bevölkerungsgruppen auffangen zu können.
D iese K onstellation führte un ter der Regierung Alfonsin zu einer 
Prioritätensetzung, die über das kurzfristige K nsenm anagem ent hinaus 
nur vereinzelte A bfederungsprogram m e und restitutive M aßnahm en (wie 
etwa die A bschaffung der von der M ilitärregierung eingeführten Studien­
gebühren an den Universitäten), aber keinen artikulierten sozialpoliti­
schen Ansatz beinhaltete. Im  K ontext einer Hyperinflation von über 
3000% , eines M inuswachstum s von  m ehr als 6% und zunehm ender so­
zialer und  politischer U nruhe gewann 1989 der peronistische K andidat 
Carlos M enem  die Präsidentschaftswahlen. Angesichts der w irtschaftli­
chen N otlage verfügte M enem  bei seinem A m tsantritt über einmalige 
politische Handlungsspielräum e, um  einen drastischen Kurswechsel in 
der W irtschaftspolitik vorzunehm en, der nach Chile und  Bolivien den 
dritten rigorosen Ü bergang zum  Neoliberalism us darstellte. Zielsetzung 
der m arktw irtschaftlichen Reform en w aren die W iederherstellung der 
W ährungsstabilität, die Rücknahm e des Staatsinterventionism us, die P ri­
vatisierung der öffentlichen U nternehm en, die A ußenöffnung der W irt­
schaft und  die Suche nach neuen externen Märkten.
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N ach den ersten positiven Ergebnissen des w irtschaftlichen Stabili­
sierungsplans von  1991 nahm  die Regierung M enem  ab 1992 und  ver­
stärkt im  Jah r 1993 einige sozialpolitische R eform m aßnahm en in Angriff, 
die Parallelen zur w irtschafts- und  entwicklungspolitischen R eform poli­
tik erkennen ließen. Diese R eform en zeichneten sich in der Regel durch 
die E inschaltung privater u n d /o d e r  lokaler Träger sowie die E inführung 
m arktw irtschaftlicher E lem ente in der Bereitstellung und  D urchführung 
sozialer D ienstleistungen aus und  führten zu einer N eudefinition der 
Rolle des Staates im  sozialen Bereich. E s handelte sich um  folgende 
M aßnahm en: die E inrichtung arm utsorientierter Sozialprogramme, die 
Teilprivatisierung der Rentenversicherung, D eregulierungsm aßnahm en 
im  G esundheits- und  Bildungswesen sowie die Ü bertragung von  K om ­
petenzen im  Bildungs- und  G esundheitsbereich vom  Zentralstaat au f die 
Provinzen (Abbildung 1).
D er folgende Beitrag analysiert in einem ersten Teil die wichtigsten 
Elem ente der genannten Reform en. Im  Anschluss daran erfolgt ein Blick 
au f die soziale Entw icklung w ährend der Präsidentschaft von  Carlos 
M enem. D abei geht es um  die wichtigsten Sozialindikatoren sowie um  
die Phänom ene A rm ut und  Einkom m ensverteilung. D er Beitrag endet 
m it einigen allgemeineren Schlussfolgerungen hinsichtlich der Ausgestal­
tung der Sozialpolitik un ter der peronisrischen Regierung.
Sozialpolitische Reformen unter der Regierung Menem
Aus Anlass des Sozialgipfels der V ereinten N ationen in K openhagen 
1995 (CN CD S 1995) stellte die Regierung M enem  ihre sozialpolitische 
Program m atik dar. D em  offiziellen Bericht der nationalen K om m ission 
für soziale Entw icklung zufolge sollte die Sozialpolitik nach folgenden 
Kriterien form uliert und  durchgeführt werden: A rm utsorientierung, De­
zentralisierung, integriertes sozialpolitisches H andeln sowie Partizipation 
der B etroffenen bei der Form ulierung und  D urchführung  von  Pro­
gram m en und  deren Evaluierung im Hinblick auf das Ziel der Effizienz­
steigerung. Als sozialpolitische Schw erpunkte w urden Bildung, Beschäf­
tigung, Slum sanierung und  A rm utsbekäm pfung  festgelegt. D ieses 
D okum ent definierte program m atisch einen „neuen sozialpolitischen A n­
satz“, der eine A bkehr von  traditionellen staatszentrierten Form en der 
sozialpolitischen Intervention sowie eine U m orientierung der Sozialpoli­
tik im  Sinne von m ehr Effizienz, T ransparenz und Partizipation als V or­
aussetzung einer w irksam en A rm utsbekäm pfung beinhaltete (CNCDS, 
1995: 23). Im  folgenden wollen w ir au f die sozialpolitischen M aßnahm en
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der Regierung M enem  eingehen, die hinsichtlich A rm utsbekäm pfung, 
Privatisierung und  D ezentralisierung sozialer D ienstleistungen tatsäch­
lich eingefuhrt wurden.
A bbildung 1: Sozia lpolitik  in A rgentin ien  unter der R egierun g M enem
Verhältnis W irt­
schafts- und So­
zialpolitik
Sozialpolitik w ird weitgehend der W irtschaftspolitik untergeordnet; 
Sozialpolitische M aßnahm en in Funktion des wirtschaftlichen Re­
form program ms;
Sozialausgaben Steigende Tendenz seit 1990 (BIP-Anteil von ca. 18% im Jahr 1997);
A rm utsbekäm ­
pfung
Einrichtung vereinzelter und kurzlebiger kom pensatorischer N o t­
hilfeprogramme;
Einrichtung eines Sozialinvestitionsfonds (FOPAR) m it Schwer­
punk t soziale Infrastruktur und Förderung produktiver Projekte; 
A rm utsbekäm pfung keine sozialpolitische Priorität;
E inführung 
marktwirtschaft­
licher Elem ente 
im Sozialbereich 
und Privatisie­
rung
Ziel: Staatliche Sozialpolitik soll sich au f eine Regulierungsfunktion 
beschränken. Deregulierende und liberalisierende M aßnahm en sol­
len den privaten Sektor im  sozialen Bereich fördern und den Staat 
finanziell entlasten.
M aßnahm en:
Liberalisierungsmaßnahmen im  Bildungssektor;
E inführung von FIffizienz- und Leistungskriterien sowie von w ettbe­
werbsorientierten Elem enten im  H ochschulsektor;
Schaffung der gesetzlichen Möglichkeit, S tudiengebühren in H och­
schulen einzuführen;
Deregulierungsm aßnahm en im Krankenversicherungssystem  (Ein­
führung der W ahlmöglichkeit der V ersicherten hinsichtlich der 
Krankenkassen);
E inführung eines gemischten Rentenversicherungssystem s (K om bi­
nation von Um lageverfahren und Kapitaldeckungsverfahren);
Dezentralisie­
rung
Ziel: Politische und administrative Dezentralisierung. Schwerpunkt 
au f finanzieller Entlastung des Zentralstaates.
M aßnahm en:
Fortsetzung der Dezentralisierung sozialer Dienstleistungen: Ü ber­
tragung der E inrichtungen des Sekundarschulwesens und des nicht 
universitären Hochschulwesens (Lehrerausbildung) sowie derjenigen 
nationalen K rankenhäuser an die Provinzen, die noch un ter dem 
Zuständigkeitsbereich der Nationalregierung standen.
Quelle: Sottoli 1999.
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Armutsorientierte Sozialhilfeprogramme
Bis E nde der 1970er Jahre bildete die A rm utsbekäm pfung keinen 
Schw erpunkt der argentinischen Sozialpolitik. N u r selten w urden Pro­
gram m e und  E inzelm aßnahm en selektiv au f die in extrem er A rm ut le­
benden Bevölkerungsgruppen ausgerichtet. In  den 1980er Jahren  und im 
Zuge dram atischer V erarm ungsprozesse1 richtete die Regierung Alfonsin 
einige kom pensatorische Sozialprogram m e ein. D ie A ufm erksam keit 
richtete sich wegen seiner Reichweite und wegen des V olum ens der ein­
gesetzten M ittel besonders au f das nationale E m ährungsprogram m  (Pro­
grama Alimentario Nacional -  PA N ), durch das landesweit Lebensm ittelpa­
kete verteilt wurden: 1986 erreichte das Program m  ca. 5,5 Mio. M en­
schen, bei einer G esam tbevölkerung von 30 Millionen; täglich w urden 
ca. 1.000 T onnen  Lebensm ittel verteilt, die ca. 30% der Em ährungsbe- 
dürfnisse einer vierköpfigen Familie abdeckten. D ie Z ielgruppenorientie­
rung erfolgte beim  PA N  m eistens geographisch, au f der Basis von A r­
m utsprofilen, die vom  N ationalen Institu t für Statistiken und  Zensus 
(IN D EC ) erstellt w urden {Queisser u.a. 1993: 50). Als eine „typische“ 
Strategie der A rm utsbekäm pfung durch Em ährungsbeihilfen, die in ei­
nem  für lateinamerikanische V erhältnisse reichen Land um gesetzt wurde, 
dessen W irtschaft au f dem  E xport von  G etreide und  Rindfleisch aufge­
baut w orden war, signalisierte die E inrichtung des PA N  das dram atische 
A usm aß der wirtschaftlichen Krise.
Das Program m  zielte darauf, die „kritische U nterernährungslage der 
in extrem er A rm ut lebenden B evölkerungsgruppen“ zu bewältigen 
G o/bert/i^m i, 1991:15). M an ging davon aus, dass solche N othilfem aßnah­
m en vorübergehender N atu r sein würden, denn bald w erde die dem okra­
tische Regierung dazu in der Lage sein, das Land wieder au f W achstum s­
kurs zu bringen und  som it die soziale Lage der breiten Bevölkerung qua­
si autom atisch zu verbessern. D as A usm aß der Krise und  ihre gravieren­
den sozialen Im plikationen w aren offensichtlich von den politischen 
A kteuren noch nicht w ahrgenom m en worden. D as PA N  w urde bis 1988 
zweimal verlängert. Schließlich erklärte die Regierung M enem  das P ro ­
gram m  1989 für beendet, allerdings nicht im  Zuge einer zurückgew on­
nen Prosperität, sondern vielm ehr au f dem  H öhepunkt der Krise. Diese 
E ntscheidung w urde dam it begründet, dass die Regierung A lfonsin das 
PA N  klientelistisch instrum entalisiert habe.
1 N ach offiziellen Angaben erhöhte sich die A rm utsquote zwischen 1980 und 1986 
von 6,14% au f 11,33%. Z ur Arm utsentw icklung vgl. Tabelle 2 u. 3.
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A u f Initiative der Regierung M enem  w urde kurz nach ihrem  
A m tseintritt ein neues kom pensatorisches N othilfeprogram m  eingerich­
tet (Bono Nacional de Emergencia), welches in einigen konzeptionellen As­
pekten vom  PA N  abwich. Zw ar w urden allgemein dieselben Ziele und  
Zielgruppen definiert, die Hilfe wurde aber durch die Vergabe von  Bons 
verm ittelt, welche die Leistungsem pfánger gegen Lebensm ittel und 
Kleidung eintauschen konnten. A uch hinsichtlich des E rm ittlungs- und 
Selektionsverfahren unterschieden sich PA N  und das Bo«ar-Programm: 
D ie potenziellen Bo/zor-Empfänger sollten die Hilfe individuell bei den 
kom m unalen V erwaltungen beantragen, indem  sie offiziell und  schrift­
lich ihre Bedürftigkeit erklärten. W ährend das PA N  ausschließlich m it 
staatlichen M itteln finanziert wurde, w urde das Bö/zor-Programm auf 
Vorschlag der Regierung zum  Teil von  einer G ruppe von  1.000 führen­
den nationalen U nternehm en finanziert. D as Program m  wurde wegen 
K orruptions- und  K lientelism usvorw ürfen E nde 1990 früher als ur­
sprünglich vorgesehen abgebrochen.
H ervorheben wollen wir hier drei M erkmale des Bonos-Program m s, 
an denen zum indest Züge einer neuen sozialpolitischen O rientierung im  
Vergleich zur traditionellen Sozialpolitik Argentiniens zu erkennen sind, 
nämlich: a) eine deutliche A rm utsorientierung, b) ein individueller, auf 
Bedürftigkeitsprüfung basierender /¿zrzp/z’«i;-Mechanismus, der sich eben­
so vom  kollektiven und  geographischen targeiing-Verfahren des PA N  un­
terschied, sowie c) die E inbeziehung von privaten A kteuren bei der Fi­
nanzierung staatlicher Sozialprogramme. A bgesehen davon w ar sowohl 
beim  PA N  als auch beim  ßö/zar-Programm nach wie vo r der maßgebliche 
Einfluss von m achtpolitischen und  parteipolitischen Faktoren bei der 
Form ulierung und  D urchsetzung sozialpolitischer Program m e festzustel­
len. D ies wurde beim  folgenden Program m  noch offensichtlicher.
A b Mitte 1990 entwickelte die Provinzregierung von  Buenos Aires 
ein neues E rnährungsprogram m  (Programa Alimentario Integral y  Solidario — 
PAIS), das sich gezielt an die bedürftigsten B evölkerungsgruppen richte­
te. D as PAIS sah drei Schw erpunktm aßnahm en vor: Em ährungsbeihil- 
fen für Familien, Selbstversorgung und  Förderung produktiver Projekte. 
Z unächst w urden Schulkantinen organisiert, in denen G ruppen  von 5 bis 
20 Familien sich für das Einkäufen und  die Zubereitung von Lebensm it­
teln sowie zum  Essen zusam m entaten. A u f der Basis von  existierenden 
Basisorganisationen entstand eine O rganisationsstruktur m it gewählten 
V ertretern (über 60% Frauen). Produktive Projekte und  K leinuntem eh- 
m er w urden mittels K rediten bzw. finanziellen Beihilfen gefördert.
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D ie E inrichtung des Program m s m uss vo r dem  H intergrund der G e­
gensätze zwischen der peronistischen Regierung M enem  und  dem  eben­
falls peronisrischen G ouverneur von  Buenos Aires, A ntonio  C añero, in­
terpretiert werden. D ieser hatte bei den Vorw ahlen um  die peronistische 
Präsidentschaftskandidatur für die nationalen W ahlen von  1989 gegen 
M enem  verloren. Als G ouverneur von  Buenos Aires bezog C añero öf­
fentlich gegen das rigorose Stabilitäts- und  Strukturanpassungsprogram m  
M enem s Stellung und  betrieb in Buenos Aires eine Politik der sozialen 
A bfederung. D as Program m  w urde kurz nach einer Reihe von  P lünde­
rungen von  Lebensm ittelgeschäften eingerichtet, die in Folge zunehm en­
der sozialer U nruhe in G ran Rosario, G ran Buenos Aires und C ordoba 
stattfanden. Es ist daher als Reaktion au f eine angespannte soziale Lage 
zu interpretieren. O bw ohl nach dem  Regierungswechsel in der Provinz 
Buenos Aires die P rogram m m aßnahm en teilweise fortgesetzt wurden, 
konnte die institutionelle und finanzielle K ontinu ität des PAIS langfristig 
nicht gesichert werden.
1992 richtete die damals ebenfalls peronisrische Regierung der Stadt 
Buenos Aires das Program m  Plan de Justicia Social (PJS) ein, dessen 
A ktivitäten sich im  G roßraum  Buenos Aires und  vornehm lich auf 
Infrastrukturarbeiten sowie die Bereitstellung von sozialen G ru n d ­
diensten konzentrierten. Finanziert w urde das Program m  m it 10% des 
A ufkom m ens aus der Gewinnsteuer. D as PJS, dem  politisch-klientelisti- 
sche Instrum entalisierung vorgew orfen w urde, soll bei den W ahlerfolgen 
des Peronism us 1995 eine wichtige Rolle gespielt haben (Repetto 1994: 
140fi; H aldenw ang 1996: 187).
G escheiterte und  inkonsistente Sozialprogram m e, die m eist nach 
kurzer Zeit w ieder abgebrochen w urden, führten zu einem  zunehm en­
den Glaubwürdigkeitsverlust der Regierung M enem  in bezug au f ihre so ­
zialpolitische Problem lösungskapazität. Im  G runde spiegelte dies das 
Fehlen einer konsistenten sozialpolitischen Strategie zur Bewältigung der 
sozialen Folgekosten der wirtschaftlichen U m strukturierung wider. Le­
diglich vereinzelte Program m e w aren w eitgehend frei von  politischen In­
strum entalisierungsversuchen, v o r allem aufgrund externer finanzieller 
und technischer U nterstützung. E in Beispiel dafür ist das M utter-K ind- 
Program m  (PRO M IN ), das m it W eltbank-Finanzierung und  technischer 
U nterstützung von  U N IC E F  und  U N D P  einen integrierten arm utsorien­
tierten Ansatz m it E m ährungs-, Bildungs- und  G esundheitskom po­
nenten aufwies. Zentral definierte Zielvorgaben, dezentralisierte D urch ­
führung und  strenge Z ielgruppenorientierung bildeten die G rundpfeiler 
dieses als erfolgreich eingeschätzten Program m s (Martínez 1995: 50ff.).
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1993 verkündete die Regierung M enem  ein Program m  zur A rm uts­
bekäm pfung (Plan Sodal) für die Jahre 1993-1995, das ein G esam tvolu­
m en von 1,5 bis 2 Mrd. US$ vorsah. D as Program m  um fasste insgesam t 
46 Einzelprojekte, die in jeweils verschiedenen institutionellen Rahm en 
verankert w aren und  auch unterschiedhche Finanzierungsquellen, Ziel­
setzungen und  Z ielgruppen aufwiesen. Es stellte sich freilich bald heraus, 
dass das Program m  unter derselben organisatorischen und  program m ati­
schen K onzeptionslosigkeit wie die vorangegangene Initiativen litt (Mar­
tinez N . 1995: 49). V o r diesem H intergrund wurde 1994 das Sekretariat 
für Soziale Entw icklung [Secretaría de Desarrollo Sodal) eingerichtet, das di­
rekt der Exekutive unterstand und  als eine K oordinierungsinstanz für die 
verschiedenen arm utsorientierten Sozialprogramme konzipiert wurde. 
Z um indest im  offiziellen D iskurs erhielt som it das Them a A rm utsbe­
käm pfung als Aufgabe der Sozialpolitik eine zunehm ende Beachtung.
In diesem Z usam m enhang w urde 1994 der w eltbankfinanzierte Sozi­
alfonds Fondo Partidpativo de Inversion Sodal (FOPAR) geschaffen, m it 
dem  sich auch A rgentinien den m itüerweile zahlreichen lateinamerikani­
schen Ländern anschloss, die einen solch Fonds als arm utsorientiertes 
und  kom pensatorisches Instrum ent einrichteten. D er FO PA R  widmete 
das Jahr 1995 der m ethodologischen und konzeptionellen Form ulierung 
seines A nsatzes und  begann erst 1996 und verstärkt 1997 effektiv zu ar­
beiten (FO PA R, 1997a, 1997b). D er F O PA R  w urde als program m ati­
scher Bestandteil eines um fassenden Sozialentwicklungsprojekts (Progra­
ma Partidpativo de Desarrollo Sodal, PR O D E SO ) dem  Sekretariat für Sozia­
le Entw icklung angegliedert. D em  nachfrageorientierten Ansatz der übri­
gen lateinam erikanischen Sozialfonds entsprechend, führt FO PA R  nicht 
selbst Sozialprogram m e durch, sondem  finanziert m it n icht rückzahlba­
ren Zuschüssen soziale Program m e und Projekte nach dem  A ntragsprin­
zip und über A usschreibungen. D ie Projekte w erden von  den Zielgrup­
pen bzw. von  D urchführungsorganisationen (N G O s, K om m unen, Ba­
sisorganisationen) eigenständig konzipiert. Es w erden drei Program m ­
schw erpunkte definiert: a) M aßnahm en zur Förderung der Selbsthilfeka­
pazität, Beteiligung und  produktiver Fähigkeiten der betroffenen G ru p ­
pen; b) soziale Projekte zum  A usbau bzw. zur Instandhaltung sozialer 
und  wirtschaftlicher Infrastruktur; c) M aßnahm en zur Fördem ng von 
produktiven Program m en wie etwa Einkom m ensverbesserung, K lein­
kredite, technische Hilfe, V erbesserung der Betriebsführung und V er­
m arktungsm öglichkeiten bei K leinbetrieben im inform ellen Sektor.
FO PA R  operiert dezentral über neu gegründete Instanzen auf p ro ­
vinzieller und kom m unaler E bene, die sich aus den V ertretern regionaler
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und kom m unaler Regierungen, von Interessengruppen und  N G O s, 
kirchlichen O rganisationen, Bürgerinitiativen sowie der Zielgruppen 
selbst zusam m ensetzen. D a F O P A R  als ein arm utsorientiertes sozialpoli­
tisches Instrum ent konzipiert wurde, erhielt die Fokussierung der M aß­
nahm en auf die A rm en höchste Priorität bei der technischen Ausgestal­
tung des Fonds. M it Hilfe geographischer und grundbedürfnisorientier­
ter fa^tóV^-Mechanismen sollten die ärm sten K om m unen und  Bevölke­
rungsgruppen erm ittelt werden. D urch  dieses Zielgruppenorientierungs­
verfahren w urden G em einden und  Stadtviertel von  zehn Provinzen des 
N ordw estens und  N ordostens, in denen sich ca. 95% der ärm sten Be­
völkerungsgruppen A rgentiniens befinden, als H auptbezugsraum  des 
FO PA R  in den beiden ersten A rbeitsjahren des Program m s identifiziert. 
Frauen, Jugendliche und  Arbeitslose w urden dabei als Z ielgruppen defi­
niert. Bis Jun i 1997 hatte der FO PA R  aber aus organisatorischen G rü n ­
den nur sechs der ursprünglich zehn vorgesehenen Provinzen m it seinen 
M aßnahm en erfasst.
Im  Jahre 1997 w urden 806 Projekte (aus insgesam t 1.458 eingereich­
ten V orhaben) m it M itteln in H öhe von 31 Mio. US$ bewilligt, die 
212.696 M enschen zugute kom m en sollten. W ährend knapp 80% der 
bewilligten Projekte au f den Schw erpunkt „Soziale Infrastruktur“ entfie­
len, zählten nu r 4,2%  zu den „produktiven Projekten“, die längerfristige 
A uswirkungen haben können. E ine erste Reihe von 52 Projekten, die 
vom  FO PA R  finanziert w urden und  von  denen 10.549 M enschen p ro fi­
tierten, w ar E nde 1997 abgeschlossen und  befand sich in der Phase der 
ex-post Evaluierung. Hinsichtlich der allgemeinen Ausw irkungen der P ro ­
jekte bzw. M aßnahm en des F O PA R  sind aufgrund der geringen Z eit­
spanne noch keine Aussagen möglich.
Einführung privatwirtschaftlicher Elem ente im System der 
Sozialleistungen
Eine offensive Privatisierungspolitik gehörte zu den zentralen Bestand­
teilen der von  der Regierung M enem  in A ngriff genom m enen ordnungs- 
politischen Reform en. D aher stellt sich die Frage nach den Privatisie­
rungsbem ühungen dieser Regierung im  sozialen Bereich: Wie w urde un­
ter M enem  die sozialpolitische Rolle des Staates sowie seine Beziehung 
zu nicht-staatlichen sozialpolitischen A kteuren definiert? A u f program ­
m atischer E bene sprach sich die Regierung für eine pluralistische Träger­
struktur im  sozialpolitischen Bereich aus. E ine Vielzahl von staatlichen
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und nicht-staatlichen A kteuren sollte dem nach unterschiedliche bzw. er­
gänzende Aufgaben erfüllen: D er Staat sollte die Politikform ulierung 
übernehm en sowie Sozialleistungsträger koordinieren; durch den M arkt 
sollten die höheren E inkom m ensgruppen m it G esundheits-, Bildungs­
und  Sozialversicherungsleistungen versorgt werden; die O rganisationen 
der Zivilgesellschaft sollten unterschiedliche Aufgaben au f gesellschaftii- 
cher E bene erfüllen, und  schließlich wurde der Familie m it Verweis auf 
ihre Rolle bei der Sozialisierung und  Betreuung von  K indern sowie bei 
der Fürsorge von K ranken und  älteren M enschen eine wichtige sozialpo­
litische Funktion zugeschrieben (CNCDS, 1995: 24).
A n dieser Aufgabenverteilung im  sozialen Bereich lässt sich der E in ­
fluss jener neuen sozialpolitischen A nsätze erkennen, die au f eine Redu­
zierung der Rolle des Staates im  sozialen Bereich als P roduzen t und  A n­
bieter sozialer D ienstleistungen und  seine Beschränkung auf subsidiäre 
Eingriffe sowie auf die Regulierung privat p roduzierter bzw. durchge­
führter sozialer Leistungen setzen.
A u f der U m setzungsebene betrieb die Regierung M enem  im  sozialen 
Bereich eine Reform politik, die zum  einen weniger dram atisch bzw. m as­
siv als die im  W irtschaftssektor verlief und  zum  anderen nicht prim är auf 
eine V ollprivatisierung sozialer D ienstleistungen ausgerichtet war. D ie 
R eform politik bediente sich vielm ehr unterschiedlicher Form en der P ri­
vatisierung und  Deregulierung: materielle und  funktionelle (Teil-) Privati­
sierung, Zulassung von  privaten Trägem  in vorher ausschließlich vom  
Staat kontrollierten Leistungsbereichen, E inführung privatwirtschaftli­
cher bzw. W ettbewerbs- und  effizienzorientierter E lem ente im  sozialen 
Bereich, u.a.
D ie  Privatisierungs- und  Deregulierungspolitik wurde in der Regel 
vo r dem  H intergrund sinkender Leistungsfähigkeit und  finanzieller D efi­
zite öffentlicher T räger m it dem  A rgum ent gefordert, privatw irtschaft­
liche E lem ente w ürden das System der Sozialleistungen zu m ehr E ffi­
zienz u n d  Q ualität veranlassen. K ritiker beklagten aber, dass die Refor­
m en eher aus fiskalpolitischen G ründen  entstanden seien und  reihten 
diese Politik in die allgemeine Tendenz zur Verkleinerung des Staates u n ­
ter der Regierung M enem  ein (IRELA, 1995). Privatisierungs- und  D ere­
gulierungsm aßnahm en w urden im Bereich der sozialen Sicherheit sowie 
im G esundheits- und  Bildungswesen2 in G ang gesetzt. Im  Folgenden 
sollen die Reform en des K ranken- und  Rentenversicherungssystem s nä­
her betrachtet werden.
2 Z ur Reform  des Bildungswesens siehe den Beitrag von Braslavsky in diesem Band.
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Deregulierungsm aßnahm en im Krankenversicherungssystem
U nter P erón  (1945-1955) w urden au f Initiative des Staates zahlreiche ge­
werkschaftlich verwaltete K rankenkassen (sog. Obras Sociales, etwa: Sozi­
alwerke) gegründet. Das System entwickelte sich kontinuierlich m it der 
G ründung im m er neuer gewerkschaftlicher Sozialwerke und  w urde 1970 
gesetzlich institutionalisiert: D ie K rankenversicherungspflicht für alle 
abhängig Beschäftigten wurde eingeführt,3 die V erwaltung der V ersiche­
rungsbeiträge durch die G ew erkschaften festgeschrieben und  die Bei­
tragsätze (6% und 3% Lohnsteuer, die jeweils von A rbeitgebern und  A r­
beitnehm ern abzuführen sind) gesetzlich festgelegt. D ie K rankenkassen 
konnten ihre eigenen m edizinischen E inrichtungen unterhalten und  so­
m it selber die Leistungen bereitstellen oder auf Vertragsbasis m it priva­
ten bzw. staatlichen A nbietern Zusammenarbeiten. E iner staatlichen A uf­
sichtsbehörde (Administration Nacional del Seguro de Salud:, ANSSAL) kam 
die Regulierung und  K oordination des gesam ten Systems zu.
D as System der Obras Sociales entwickelte sich sehr heterogen. D ie 
Versicherungsleistungen variierten erheblich nach G röße, E innahm eka­
pazität und  gew erkschafdicher Zugehörigkeit der jeweiligen Kasse. Die 
Beschäftigten verfügten nicht über eine freie W ahlmöglichkeit. Sie w ur­
den autom atisch M itglieder ihrer Branchen-K rankenkasse und  waren 
som it au f bestim m te medizinische Einrichtungen und  Ä rzte angewiesen. 
D ies führte u.a. zu überdim ensionierten Behandlungskosten, willkürli­
chen medizinischen Entscheidungen und beschränkter O ptionsfreiheit 
für die B etroffenen (K atz/M uñoz 1988; Pérez Irigoyen 1989).
U m verteilungseffekte gab es zwar zwischen den V ersicherten der­
selben Branche, denn alle V ersicherten w aren zu gleichen Leistungen 
berechtigt, obwohl ihre Beiträge einkom m ensbezogenen waren. G ravieren­
de U nterschiede bestanden jedoch zwischen den verschiedenen B ran­
chen. Jedes Sozialwerk verfugte frei und  unabhängig über die eigenen 
Ressourcen, d.h. das System sah keine Zusam m enlegung von  Ressourcen 
vor. Zw ar w urde ein gesetzlich festgelegter Prozentsatz (10%) der ge­
sam ten Beiträge einem  A usgleichsfond überwiesen, doch wies dieser 
ständig finanzielle D efizite auf, nicht zuletzt wegen Zahlungsverzöge­
rungen und  Unregelm äßigkeiten seitens der großen Krankenkassen. D a­
her bestanden erhebliche Leistungsunterschiede zwischen den Kassen 
der größten und  dynam ischsten Industrie- und  Leistungsbranchen und 
jenen der weniger produktiven B ranchen (FIEL, 1993: 34f£).
3 D avon ausgeschlossen blieben die Polizei und die Streitkräfte.
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N ach 1973 w urde von der peronisrischen Regierung der V ersuch u n ­
ternom m en, ein integriertes nationales G esundheitssystem  zu  schaffen. 
A ufgrund des W iderstandes sow ohl der G ew erkschaften als auch des 
privaten G esundheitssektors wurde das System der Obras Sodales von  die­
sen institutionellen R eform m aßnahm en jedoch so gut wie nicht tangiert. 
Ähnliches geschah m it einem von  der Regierung Alfonsin vorgelegten 
Reform vorschlag zur Schaffung eines nationalen, einheitlichen K ranken­
versicherungssystems.
In  den 1980er Jahren  verschärften sich die finanziellen Problem e des 
K rankenversicherungssystems. D ie wirtschaftliche Krise und  die H yper­
inflation bewirkten rasante K ostensteigerungen, die freilich bereits früher 
wegen ineffizienter und  zum  Teil korrup ter Praktiken der gewerkschaft­
lichen O rganisationen festzustellen waren. Bei gleichzeitigen verringerten 
E innahm en wegen verstärkter Zahlungshinterziehung, w achsender A r­
beitslosigkeit bzw. U nterbeschäftigung im  inform ellen A rbeitsm arkt und  
realen E inkom m ensverlusten standen die bis dahin abgesicherten E in ­
künfte der Sozialwerke zunehm end in Frage. In  zunehm endem  Maß 
m ussten defizitäre gewerkschaftliche Sozialwerke und  andere halbstaatli­
che Sozialeinrichtungen staatlich bezuschusst w erden, w obei die drei 
größten Sozialwerke zwei D rittel aller staatlichen M ittel absorbierten 
(Grewe 1994: 101 f.). 1991 kam  es zu r In tervention  der staatlichen A uf­
sichtsbehörde (ANSSAL). A uslöser dafür w aren die von den verschiede­
nen Sozialwerken der G ew erkschaften angesam m elten Schulden.
Als 1992 die N otw endigkeit einer R eform  des K rankenversiche­
rungssystem s zunehm end in der Ö ffentlichkeit them atisiert wurde, kün­
digte M enem  einen G esetzentw urf für eine um fassende R eform  der 
Obras Sodales an. D ieser fand aber wegen der erwarteten starken O pposi­
tion von  Seiten parteipolitischer und  gewerkschaftlicher G ruppierungen 
nicht einmal seinen W eg ins Parlam ent (F IE L  1993: 43). Stattdessen en t­
schied die Regierung, zum indest einige R eform m aßnahm en au f dem  V er­
ordnungsw eg durchzusetzen. Im  Januar 1993 w urde das D ekre t N r. 9 /9 3  
erlassen, das eine N euordnung der Obras Sodales im  Sinne einer D eregu­
lierung des Systems vorsah. D abei handelte es sich um  eine „abgem ilder­
te“ V ersion des ursprünglichen, ausführlicheren G esetzentw urfes. Zw ar 
w urde das D ekret von  den G ew erkschaften verurteilt, sie verm ochten 
aber keine Alternative zur Regierungspolitik zu artikulieren (Grewe 1994: 
107). N ach der neuen Regelung blieb die K rankenversicherung nach wie 
vor verpflichtend; wichtigste N euerung  w ar die freie W ahlm öglichkeit 
der Beschäftigten zugunsten bestim m ter Kassen. D em zufolge sollten die 
A rbeiter n icht m ehr autom atisch Mitglied ihrer Branchen-Sozialversiche-
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rung w erden, sondern diejenige wählen dürfen, die ihren Bedürfnissen 
am ehesten entsprach. D adurch sollte ein W ettbew erb zwischen den 
K rankenkassen geschaffen werden, die nun um  die Mitglieder konkurrie­
ren mussten. D avon erhoffte m an sich eine V erbesserung der Leistungs­
fähigkeit des seit Jahren ineffizient gew ordenen K rankenversicherungs­
systems. A ufgrund des starken gewerkschaftlichen W iderstands gegen 
weitergehende D eregulierungsm aßnahm en kam en radikalere Vorschläge, 
nach denen die V ersicherten sich auch nicht gewerkschaftlich verwalte­
ten K rankenkassen hätten  anschließen dürfen, n icht zum  Zuge (IRELA 
1995: 27).
Zusam m enfassend kann m an festhalten, dass die Gew erkschaften 
zwar weiterhin eine einflussreiche Rolle bei der V erwaltung der V ersi­
chertenbeiträge spielten, durch die Liberalisierung bzw. D eregulierung 
des Krankenkassensystem s aber erhebliche M achteinbußen hinnehm en 
m ussten, nicht zuletzt, weil die E inführung der W ahlfreiheit einen über­
kom m enen M echanism us zur Sicherung der Mitgliederloyalität un ter­
grub. In  diesem Sinne trug die R eform  des Systems der Obras Sociales 
neben dem  von der Regierung M enem  bereits in G ang gesetzten tiefgrei­
fenden gesamtgesellschaftlichen R eform prozess (Privatisierung, Flexibili­
sierung des Arbeitsm arkts, V erwaltungsreform en) dazu bei, einen U m ­
bruch des bereits in einer O rientierungsknse befindlichen G ew erk­
schaftssystems einzuleiten.4 D ie N euregelung des K rankenversicherungs­
systems trat am 1. April 1993 in Kraft.
Teilprivatisierung des Rentenversicherungssystem s
Das argentinische System der Rentenversicherung w urde bereits zu Be­
ginn des 20. Jahrhunderts eingeführt. Bis E nde der 1930er Jahre war die 
M ehrheit der Angestellten im öffentlichen D ienst und  im  Bank- und 
Versicherungswesen sowie der Journalisten einer Rentenkasse der Sozi­
alversicherung angeschlossen. H insichtlich D eckungsgrad und  Aufw en­
dungen w urde das R entenversicherungssystem  tro tz  zunehm ender 
Finanzierungsproblem e stetig bis in die 1980er Jahre ausgebaut. D ie w irt­
schaftliche Krise der 1980er Jahre förderte die strukturellen Problem e 
des Rentensystem s auf dram atische W eise zutage. Diese Problem e stan­
den m it unterschiedlichen Faktoren in Verbindung: extrem  liberalen An­
spruchsvoraussetzungen und  großzügigen Leistungen, hohen  Verwal­
4 Z ur Entw icklung der Gew erkschaften siehe den Beitrag von Palom ino in diesem 
Band.
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tungskosten, w achsender Evasion und  Zahlungsverzögerungen und  
nicht zuletzt m it dem ographischen V eränderungen, die zu einer w ach­
senden älteren Bevölkerung führten.5
G aloppierende Inflation und  höhere Arbeitslosigkeit führten zu sin­
kenden E innahm en bei gestiegenen Rentenansprüchen. D er Staat kam 
seinen Verpflichtungen gegenüber dem  Sozialversicherungssystem nicht 
m ehr nach. Die R entner gingen vo r G ericht und  klagten gegen die Re­
gierung, weil sie ihre gesetzlichen V erpflichtungen nicht erfüllt habe. D ie 
A nhäufung von G erichtsverfahren veranlasste die Regierung Alfonsin 
1986, einen „nationalen Sozialversicherungsnotstand“ auszurufen. Z u ­
nächst versuchte die Regierung, durch das Erschließen neuer Finanzie­
rungsquellen die Krise zu bewältigen: Z um  einen richtete sie die von der 
Militärregierung abgeschafften Arbeitgeberbeiträge w ieder ein und  zum  
anderen ließ sie die E rlöse der ab 1986 neu geschaffenen steuerlichen In ­
strum ente (etwa Benzinsteuer, M ehrwertsteuer) in das R entenversiche­
rungssystem  einfließen. D araus ergab sich aber keine langfristige Lösung, 
vielm ehr nahm en sowohl die Schulden als auch die Klagen weiter zu.
1986 erarbeitete die Regierung Alfonsin den nach der R eform  von 
1967 ersten um fassenden G esetzentw urf für eine tiefgreifende U m struk­
turierung des Systems. D er Reform vorschlag um fasste die teilweise U m ­
stellung des Finanzierungsm odus vom  Umlage- au f das K apitalde­
ckungsverfahren, die A bschaffung von Sonderrenten (regímenes de privile­
gió), sowie eine V erschärfung der A nspruchsvoraussetzungen. U nter 
ungünstigen politischen Bedingungen und in Anbetracht der Reichweite der 
intendierten Reform en ist kaum  verwunderlich, dass der G esetzentw urf 
nicht einmal seinen W eg ins Parlam ent fand.
D ie R eform  der R entenversicherung stand im  M ittelpunkt des Regie­
rungsprogram m s von M enem. Zw ischen 1989 und  1991 w urden zahlrei­
che technische Studien m it ausländischer Finanzierung (etwa P N U D , 
W eltbank) durchgeführt und  vom  Sekretariat für Soziale Sicherheit ko­
5 T ro tz  einer Lebenserw artung von 69 Jahren für M änner und 76 Jahren  für Frauen lag 
das Ruhestandsalter bei 60 Jahren für M änner und 55 Jahren für Frauen. Die L ohn­
ersatzraten w urden gesetzlich m it 70%  bis 82% des G rundverdienstes festgesetzt, der 
sich aus dem  D urchschnitt der drei besten Jahre aus den zehn Jahren  vor dem  R uhe­
stand errechnete. Dabei war es möglich, in den ersten Jahren minimale Beiträge ab- 
zuführen und dann hohe Beiträge lediglich au f die letzen d re ijah re  zu konzentrieren, 
um  eine ausreichende Rente zu beziehen. Die zahlreichen Sonderrenten, die nach nur 
wenigen Arbeitsjahren einen Ruhestand unabhängig vom  Alter oder auch nicht bei­
tragsbezogene R enten erlaubten, belasteten das System 1991 zusätzlich m it 16 Mrd. 
US$ (Mesa-Lago 1993: 193ff.).
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ordiniert und  gefördert (Mesa-Lago 1993: 193). A b M itte 1991 kam  es zu 
einer N euausrichtung der R eform debatte. Z u  diesem Z eitpunkt waren 
sich die an diesem Them a am m eisten interessierten A kteure m ehr oder 
weniger darüber einig, dass eine R eform  unausweichlich 'war. M einungs­
unterschiede bestanden jedoch hinsichtlich des einzuschlagenden Re­
form kurses, w obei die O ptionen  (Teil-) Privatisierung versus R eform en 
innerhalb des existierenden staatlichen Systems, Um lageverfahren versus 
K apitaldeckungsverfahren sowie die jeweiligen M ischvarianten debattiert 
w urden (Isuani/San M artino 1993: 65ff.).
Im  Juni 1992 wurde ein erster E n tw u rf der Exekutive ins Parlam ent 
eingebracht. E r sah ein Rentenversicherungsm odell vor, welches aus ei­
nem  fortbestehenden öffentlichen, nach dem  U m lageverfahren finan­
zierten System und  einem  ergänzenden, privat verwalteten System, das 
nach dem  Kapitaldeckungsverfahren finanziert w erden sollte, bestand. 
Ä hnlich wie im  Fall der chilenischen Rentenreform  folgte das R eform ­
projekt nicht zuletzt entwicklungsstrategischen Überlegungen. D ie Teil­
privatisierung des Rentenversicherungssystems sollte den Staatshaushalt ent­
lasten, die privaten R entenfonds den K apitalm arkt dynam isieren und  
die niedrige Sparquote erhöhen.
W ährend die R entnerorganisationen, die G ew erkschaften, Teile der 
Sozialversicherungbürokratie, die peronisrischen A bgeordneten und  eini­
ge A bgeordnete der O pposition  sich kritisch gegenüber einem privaten 
System äußerten, fand der E n tw u rf u.a. beim  Finanz- und  V ersiche­
rungssektor, der an einer U m stellung des Finanzierungsm odus auf kapi­
talgedeckte Systeme unter privater Verw altung und  som it an der E n t­
wicklung des nationalen Kapitalm arktes interessiert war, große Z ustim ­
m ung. Im  Parlam ent w urde das Them a sehr kontrovers diskutiert. D er 
ursprüngliche G esetzen tw urf der Regierung w urde erheblich verändert, 
n icht zuletzt aufgrund der vom  G ewerkschaftsflügel des Peronism us er­
hobenen  E inw ände (Thibaut 1996: 305). Schließlich w urde die R eform  in 
letzter Lesung im  O ktober 1993 verabschiedet und  trat 1994 in K raft.
Das neue System stellte einen K om prom iss zwischen den unter­
schiedlichen R eform konzepten dar. E s w urde ein M ischsystem verab­
schiedet, das universalistische, individualistische, private und öffentliche 
K om ponenten  kombinierte. D as neue System der Alters Sicherung (Siste­
ma Integrado de ] ubilaciones j  Pensiones — SIJP) besteht aus zwei sich ergän­
zenden K om ponenten: einem reform ierten öffentlichen System (Sistema 
Nacional de Previsión Sodal — SN P S), das nach dem  U m lageverfahren fi­
nanziert wird, und  einem nach dem  K apitaldeckungsverfahren finanzier­
ten System, das sow ohl privat als auch staatlich verwaltet w erden kann.
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Das öffentliche System zahlt eine aus Arbeitgeberbeiträgen sowie aus 
Steuerm itteln finanzierte G rundrente an alle V ersicherten aus. D arüber 
hinaus können sich die Versicherten entw eder für eine w eitere umlagefi­
nanzierte, vom  öffentlichen System ausgezahlte Z usatzren te oder für 
eine auf der Basis individueller Kapitaldeckung finanzierte Rente entschei­
den, w obei die Beiträge der V ersicherten einem individuellen K onto  gut­
geschrieben und  auf dem  Kapitalm arkt investiert werden.
D ie nach dem  Kapitaldeckungsverfahren finanzierten R entenfonds 
w erden von  Versicherungsgesellschaften {Administradoras de Fondos de Ju- 
biladonesj Pensiones; AFJP) verwaltet und  auf dem  Kapitalm arkt investiert. 
D ie A FJPs können sowohl von staatlichen als auch von privaten, p rofit­
orientierten und  nicht-gewinnorientierten Institutionen wie etwa G e­
w erkschaften, K ooperativen gegründet werden. Insofern  w ird das öf­
fentliche System nicht ersetzt, sondern durch das private System ergänzt. 
D er Staat übernim m t eine finanzielle und  regula torische V erantw ortung 
für das Gesam tsystem . D ie Regulierungsfunktion wird durch eine neu 
gegründete A ufsichtsbehörde erfüllt (,Superintendenda N adonal de Compa­
ñías Aseguradoras). D urch  die beitrags finanzierte G rundrente  w urden soli­
darische bzw. umverteilungspolitische K om ponenten  innerhalb des Sys­
tems beibehalten. Die G rundrente wird unabhängig von  L ohnhöhe und  
G eschlecht als einheitliche Leistung für alle V ersicherten gezahlt. In so ­
fern erfolgen Transferzahlungen zwischen den V ersicherten durch einen 
kollektiven Risikoausgleich, der für N iedrigeinkom m ens bezieher von  be­
sonderer Relevanz ist.
Zusam m enfassend kann festhalten w erden, dass m it der R eform  ein 
System entstand, in dem  die Prinzipien der Universalität, der Solidarität 
und  der Effizienz Zusam m enkom m en sollten. O hne vom  Prinzip der So­
lidarität zwischen den G enerationen abzurücken, w ird eine stärkere V er­
bindung zwischen den ausgezahlten Beiträgen und  den erbrachten Leis­
tungen hergestellt. E ine Individualisierung der A lterssicherung w ird je­
doch m it dem  K onzep t der aus den allgemeinen R entenfonds bezahlten 
G rundrente um verteilungspolitisch ausbalanciert. D ie Frage nach der 
Funktionsfähigkeit des neuen Rentenversicherungssystem s kann erst 
langfristig beantw ortet werden. Einige vorläufige Ergebnisse der R eform  
lassen sich dennoch kom m entieren.
Seit der R eform  erhöhte sich die Zahl der M itglieder des integrierten 
Rentensystem s von  86,1% auf 99,6% der Erwerbstätigen. Insbesondere 
im  gem ischten System ist die Zahl der V ersicherten gestiegen: W ährend 
im  Jah r 1994 46,9%  der E rw erbstätigen dem  U m lagensystem  und  39,3% 
dem  gem ischten System angeschlossen waren, änderte sich 1996 das
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Verhältnis m it 32,4% im  Umlagesystem und 67,1% im  gem ischten Sys­
tem. D ie R eform  hat ein zuvor existierendes Problem  des Rentensystem s 
aber nicht gelöst, nämlich den hohen G rad an Zahlungshinterziehung: 
D ie Zahl der effektiven Beitragszahler nahm  von 76,7% im  Jahr 1994 auf 
56,1% im  Jah r 1996 ab. A uch in bezug auf die A usw eitung des R enten­
systems au f die im  inform ellen A rbeitsm arkt Beschäftigten sowie au f 
F rauen und  A rbeitlose wurde die V erschärfung der A nw artschaftskrite­
rien (30 M indestbeitragsjahre) für Rentenleistungen negativ bew ertet 
(H ujo 1997: 75ff.).
D ie R entenfonds entwickelten sich zunächst vielversprechend: Sie 
akkum ulierten 1995 2,5 Mrd. US$ bzw. 0,9% des BIP bei einer hohen  
Rentabilitätsrate von  17,9% (die Rentabilitätsrate der chilenischen 
R entenfonds betrug im  jährlichen D urchschnitt 12,8% zwischen 1981 
und  1995). D iese Entw icklung wirkte als w ichtiger vertrauenerw eckender 
Faktor für das System, zumal der Beitritt zum  Kapitaldeckungssystem  — 
im U nterschied zu Chile — nicht obligatorisch ist (Arenas de Me- 
sa /B ertranou  1997: 335).
Dezentralisierung
Laut V erfassung ist A rgentinien föderal organisiert. Faktisch ist der ar­
gentinische Föderalism us jedoch — ganz im  Sinne des traditionell ausge­
prägten adm inistrativen und  politischen Zentralism us der lateinam erika­
nischen Regierungs sys tem e (N ohlen 1991) — durch ein stark asym m etri­
sches Verhältnis zwischen Zentralstaat (und insbesondere der nationalen 
Exekutive) und  den föderalen E inheiten geschwächt (Thibaut 1996: 
90f£). D iese K onstellation kom m t u.a. in einem  starken Entw icklungsge­
fälle zwischen den peripheren Provinzen und  der w irtschaftlichen K ern ­
region des Landes, zu der die H auptstad t Buenos Aires und  die gleich­
namige Provinz gehören, deutlich zum  A usdruck D iese U nterschiede 
sind freilich n icht jüngeren D atum s, sondern resultierten aus jahrzehn­
tenlangen, geographisch heterogenen Entwicklungsprozessen. Im  G efol­
ge der Krise der 1980er Jahre verschärften sich die entwicklungspoliti­
schen U nterschiede innerhalb des Landes: D ie M ehrheit der Provinzen 
befand sich in der Regel in einer im  Vergleich zur H auptstadtregion poli­
tisch, w irtschaftlich und  sozialpolitisch w eniger güngstigen Lage, um  auf 
die negativen Auswirkungen der Krise reagieren zu können.
D ie S trukturanpassungsreform en der 1990er Jahre erfolgten zu ­
nächst in Buenos Aires und bezogen sich in erster Linie au f den Z entral­
staat. D ie w irtschaftliche U m strukturierung in den Provinzen kam  später
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und fiel insbesondere in den ärm eren Provinzen des N ordens, W estens 
und  Südens schwieriger aus. Fiskalpolitisch w urden die Provinzen stark 
von  einigen restriktiven M aßnahm en betroffen, die im  R ahm en des 
K onvertibilitätsplanes von  Finanzm inister Cavallo in A ngriff genom m en 
w urden.6 W ährend die Regierung M enem  die finanziellen Problem e der 
Provinzen in erster Linie au f fehlerhafte Politiken und  K orruption  sei­
tens der Provinzregierungen zurückführte, beklagten diese, dass der 
Zentralstaat sozialpolitische Aufgaben an die Provinzen übertragen habe, 
ohne entsprechende Finanzierungsquellen zur V erfügung zu stellen.
Bereits E nde der 60 Jahre hatte die damalige M ilitärregierung staatli­
che Aufgaben im  G esundheitsbereich an die Provinzen übertragen. D ie­
ser Prozess w urde von  der peronisrischen Regierung zwischen 1973 und 
1976 unterbrochen. N ach der M achtübernahm e der Militärs ging zwi­
schen 1976 und  1978 nahezu die gesam te gesundheitliche G rundversor­
gung in den K om petenzbereich der Provinzregierungen und  der Stadt­
verw altung von  Buenos Aires über (Braslavsky 1996: 264; B arbeito /L o  
V uolo 1993). Z ur Begründung dieser Politik hieß es, m an nehm e m it der 
Ü bertragung sozialpolitischer A ufgaben an die Provinzen die ersten 
Schritte eines D ezentralisierungsprozesses vor. K ritiker hielten dagegen, 
dass es dabei — entsprechend dem  neoliberalen Ansatz der Militärregie­
rung — in erster Linie um  fiskalpolitische und  ideologische Ziele ging, 
nämlich einerseits um  eine R eduzierung der zentralstaatlichen Sozialaus­
gaben und  andererseits um  eine generelle V erkleinerung des Zentralstaa­
tes (Braslavsky 1996: 265). Ä hnlich wie in Chile un ter P inochet erfolgte 
som it eine Verlagerung von  Zuständigkeiten ohne eine entsprechende 
Ü bertragung von  Entscheidungsbefugnissen. D ie politische K ontrolle 
über die sozialen T räger verblieb auf der zentralen Ebene. Die Provinzen 
erhielten lediglich D urchführungskom petenzen. D as Personal w urde von 
den zentralen Behörden ernannt.
6 So war es für die in finanzielle Schwierigkeiten geratenen Provinzbanken nach In­
krafttreten des Konvertibilitätsplanes nicht m ehr möglich, an die U nterstützung der 
Z entralbank zu appellieren. Som it verschlim m erten sich die bereits gravierenden und 
n icht zuletzt durch fehlerhafte Politiken bedingten Defizite der Provinzregierungen 
weiter. D iese sahen sich mit der N otw endigkeit konfrontiert, unpopuläre, m it hohen 
politischen und sozialen K osten verbundene Anpassungsm aßnahm en zu ergreifen, 
wie etwa Entlassungen im  öffentlichen Sektor und Privatisierungen. D ies führte in 
einigen von den Folgen der wirtschaftlichen R eform en besonders betroffenen P ro ­
vinzen im  Frühjahr 1994 und zuweilen im  Jahr 1995 zu D em onstrationen und sozia­
ler U nruhe (IRELA 1995: 24ff.).
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D ie Regierung M enem  erklärte die D ezentralisierung zu einer zen tra­
len D im ension ihrer Sozialpolitik (CNCSDS 1995: 26f.). Im  G esund­
heitswesen wurde die Ü bertragung von  nationalen K rankenhäusern so­
wie von  etlichen Ernährungsprogram m en auf die Provinzen, im  Jahre 
1992 abgeschlossen. Im  V erantw ortungsbereich des Zentralstaats ver­
blieben die präventive G esundheitsversorgung, hygienische V orbeu­
gungsprogram m e, Infrastrukturentw icklung und  die Form ulierung der 
G esundheitspolitik (IRELA 1995: 27). D ie A uswirkungen der D ezen tra­
lisierungspolitik im  sozialen Bereich spiegelten sich darin wider, dass die 
Provinzregierungen und die K om m unen ihren Anteil an den gesam ten 
Sozialausgaben von  37% 1980-81 auf 45%  1993 erhöhten, w ährend der 
entsprechende Anteil der Zentralregierung im  selben Zeitraum  von  63% 
auf 55% zurückging (Martínez N . 1995: 41).
T ro tz  eines im  A ugust 1993 geschlossenen „Fiskalpaktes“ zwischen 
Zentralstaat und  Provinzregierungen, dem zufolge die Provinzen sich zu 
A npassungsm aßnahm en und  zur A bschaffung etlicher Steuern und  die 
nationale Regierung sich ihrerseits zur Ü bernahm e von  900 Mio. US$ der 
Schulden der Provinzen sowie zu erhöhten Transferleistungen verpflich­
teten, stieß eine effektive Dezentralisierungspolitik im m er wieder an fi­
nanzielle und  technische G renzen.
D er Dezentralisierungspolitik M enem s w urde vorgew orfen, sie folge 
einem  rein fiskalpolitischen Kalkül und  beinhalte keinerlei K onzept. Im  
G runde gehe es lediglich um  eine E ntlastung des Zentralstaates und 
nicht um  sozialpolitische Ziele (IR E IA  1995: 27; B eccaria/C arciofi 
1995: 226ff.). Für diese Kritik spricht, dass der Dezentralisierungsprozess 
im  G esundheitsw esen v o r allem von einem direkt dem  Präsident un ter­
stellten, neugegründeten Sekretariat für Soziale Entw icklung vorange­
trieben wurde. D ie M inisterien spielten dabei eine sekundäre Rolle; zu­
dem  w urde auf das Fehlen von  K oordinationsm echanism en und  einer 
N euverteilung von  Rollen und  K om petenzen hinsichtlich der Regulie­
rung, K oordinierung, Po/zky-Formulierung und  -D urchführung  zwischen 
den Ressortm inisterien auf nationaler E bene, den Provinzregierungen 
und  den G esundheitseinrichtungen hingewiesen. (Braslavsky 1996: 266; 
B eccaria/C arciofi 1995: 226ff.; T enti 1990).
Zusam m enfassend kann m an festhalten, dass im  R ahm en der Sozial­
politik der Regierung M enem  die D ezentralisierung des G esundheitsw e­
sens zwar program m atische Priorität erhielt und  entschieden vorange­
trieben wurde, jedoch bedeutende finanzielle Problem e und  konzeptio­
nelle Schwachstellen aufwies. D ie Ü bertragung von  E ntscheidungskom ­
petenzen wurde faktisch insofern begrenzt, als einerseits die dezentrali-
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sierten Instanzen finanziell und  technisch nicht in der Lage waren, die 
neuen sozialpolitischen Aufgaben kom petent w ahrzunehm en und  ande­
rerseits die Dezentralisierungspolitik konzeptionell eher au f die finanziel­
le Entlastung des Zentralstaates reduziert wurde. Dieses V erständnis von 
D ezentralisierung läßt sich vo r dem  H intergrund des wirtschaftlichen 
R eform program m s der Regierung M enem , in dem  die N eudefinition des 
Zentralstaates und  die Sanierung seiner F inanzen im  M ittelpunkt stan­
den, gut nachvollziehen.
Gleichw ohl un ternahm  die Regierung einige Schritte, um  diese D efi­
zite zu korrigieren: E in  Consejo Federal de Desarrollo Social w urde eingerich­
tet, der m it der K oordinierung der dezentralisierten sozialpolitischen 
K om petenzen zwischen der zentralen Regierung und  den Provinzen be­
auftragt w urde (CNCDS 1995: 25). D arüber hinaus und  angesichts der 
zunehm enden technischen und  finanziellen U nterschiede zwischen den 
Provinzen, die sich negativ au f die Q ualität dezentralisierter Sozialleis­
tungen auswirkten, verkündete die Regierung 1994 die D urchführung  ei­
nes um fassenden sozialen Investitions- und  Infrastrukturprogram m s für 
die ärm sten Provinzen (IRELA 1995: 26).
Eine Bilanz der sozialen Entwicklung
Z ur Vervollständigung der Analyse scheint es sinnvoll, im  Folgenden auf 
die Entw icklung einiger grundlegender Sozialindikatoren in den 90er Jah ­
ren einzugehen. Traditionell wies A rgentinien soziale Entw icklungsindi­
katoren auf, die deutlich über dem  lateinam erikanischen D urchschn itt 
lagen. D iese Tendenz hat sich auch in den 90er Jahren  nicht um gekehrt 
(Tabelle 1). Bei der Lebenserw artung, dem  Besuch von  Prim är- u n d  Se­
kundarschulen, der K inder- und  M üttersterblichkeit sowie im  Hinblick 
auf den A nalphabetism us zeichneten sich positive T endenzen ab.
Im  Jah r 1999 lag A rgentinien un ter den lateinam erikanischen Län­
dern an erster Stelle im  Human-Development-Index. N eben  Chile und  U ru­
guay w ar es das einzige Land aus der Region, das der Kategorie „hohe 
m enschliche Entw icklung“ zugeordnet w urde (U N D P 2001). T ro tz  der 
volkswirtschaftlichen Krise und  tro tz der schwierigen Situation der so­
zialen Sicherungssysteme haben sich die Sozialindikatoren som it auch in 
den vergangenen Jahrzehnten  weiterhin positiv entwickelt. D iese au f den 
ersten Blick w idersprüchliche Entw icklung hat m ehrere G ründe: Erstens 
schlägt sich der A bbau sozialer Leistungen in K nsenzeiten  erst m it einer 
gewissen zeitlichen V erzögerung in sozialen Indikatoren wie A lphabeti­
sierungsquote und  M ortalitätsraten nieder. Zweitens sind in den Berei­
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chen, in denen V erbesserungen stark von  individuellen V erhaltensweisen 
und  Lernprozessen (etwa in bezug auf Hygiene und  Ernährung) abhän- 
gen, unm ittelbare, durch restriktive w irtschaftliche Bedingungen negative 
A uswirkungen nicht zu erwarten. Z udem  spiegeln positive Entw icklun­
gen bei einigen Indikatoren die ökonom ischen Bedingungen und  politi­
schen Entscheidungen einer um  Jahre zurückliegenden Phase wieder.
Tabelle 1: Argentinien: Indikatoren der sozialen Entwicklung
1980 1985 1990 1991 1995 1999 R egionaler
D u rch­
schn itt
L ebenserw artung bei 
Geburt (in Jahren)
70,2 71,0 72,1 k.A. 73,1 73,2 69,7
Säuglingssterblichkeit 
(pro l.OOOp
33,2 26,2 25,6 24,7 22,2 19,0 32
M üttersterblichkeits­
rate (pro 100.000)
70 59 52 48 k.A. 38
A nalphabe­
tism us (%) b
6,1 k.A. 4,3 4,0 k.A. 3,3 12,3
E inschulungsrate  
Prim arbereich (%)c
90,1 k. A. k.A. 95,7 95,0 99,0 93,3
E inschulungsrate, 
Sekundarbereich (%)d
38,3 k.A. k.A. 53,7 k.A. 76,9 65,3
T rinkw asser­
versorgung (%)e
k. A. k.A. 89 k.A. 75 71 78
H D I (H um an D ev el­
opm ent Index)f
0,795 0,801 0,807 k.A. 0,829 0,842 0,758
* Todesfälle pro Jahr je Tausend lebendgeborener Kinder zwischen 0 und 1 Jahr; b Bezogen auf 
die Bevölkerung im Alter von über 15 Jahren; c Bezogen auf die Altersjahrgänge zwischen 6 
und 12 Jahren, in Prozent der Bevölkerung dieser Altersgruppe (Angabe 1998 entspricht 
1997); d Bezogen auf die Altersjahrgänge zwischen 13 und 18 Jahren, in Prozent der Bevölke­
rung dieser Altersgruppe (Angabe 1998 entspricht 1997); c Prozent der Bevölkerung mit dem 
entsprechenden Versorgungsanschluss (Angabe 1995 entspricht 1996); f Nach dem UNDP- 
HDI, gemessen an folgenden Indikatoren: Lebenserwartung, Alphabetisierungsrate, Schulbe­
such und Pro/Kopf Einkommen.
Quelle: Altimir/Beccaria, 1998; www.un.org.ar/tematicas.htm; UNDP, 2001.
D arüber hinaus dürfen die au f den ersten Blick positiven Entw icklungen 
der sozialen Indikatoren nicht darüber hinwegtäuschen, dass D urch­
schnittszahlen erhebliche U nterschiede zwischen Buenos Aires und  den 
Provinzen verbergen. A uch diese Ungleichgewichte, darauf w urde weiter 
oben bereits hingewiesen, sind nicht erst in den vergangenen Jahren en t­
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standen, sondern charakterisieren die Entw icklung des Landes seit vielen 
Jahrzehnten. In  den 90er Jahren setzten sich die entsprechenden T en­
denzen fort: Beispielsweise liegt die K indersterblichkeitsrate in der P ro ­
vinz Chaco m ehr als doppelt so hoch wie im  H auptstadtdistrikt Buenos 
Aires und  die A bbrecherquote im  Bereich des Prim arschulwesens ist 
dort fünfm al so hoch wie in der H auptstadt. D er Anteil der H aushalte, 
deren G rundbedürfnisse nicht erfüllt sind, liegt in der Provinz Formosa 
fünfm al so hoch  wie in Buenos Aires. Diese gravierenden U ngleichhei­
ten rinden ihren A usdruck in der These von  den „zwei A rgentinien“ , de­
ren soziale und  wirtschaftliche U nterschiede vergleichbar seien mit den 
D ifferenzen zwischen den Industrieländern und  der D ritten  W elt.7
Tabelle 2: Armutsentwicklung im Großraum Buenos Aires
H aushalte  unterhalb der 
A rm utsgrenze (in %)
H aushalte  unterhalb der 
H un gergrenze (in %)
1980 6,14 1,53
1986 11,33 2,61
1991 16,44 2,32
1994 14,23 3,03
1996 20,08 5,50
Offizielle Angaben ermittelt auf der Basis eines Grundwarenkorbes und der laufenden Haushalts­
einkommen.
Quelle: Altimir/Beccaria, 1998
W enn wir zwei weitere A spekte der sozialen Entw icklung in den zurück­
liegenden Jahrzehnten  betrachten, die A rm ut und  die E inkom m ensver­
teilung, so ist ein beträchtlicher Anstieg der urbanen A rm ut (G roßraum  
B uenos Aires) in  den  80er Jah ren  (von 6%  im  Jah r 1980 au f 11% 
im  Jah r 1986) zu verzeichnen, verursacht v o r allem durch  die E in ­
kom m enseinbußen und  die Inflationskrisen. Im  Zuge der Stabilisierungs­
erfolge zwischen 1991 und 1994 konnte der Anteil der un ter der A rm uts­
grenze lebenden Haushalte von  16,4% auf 14,2% gesenkt w erden. Zw i­
schen 1994 und  1996 trug die Rezession infolge des „Tequila-Effekts“ 
der m exikanischen Krise erneut zu einem Anstieg der Arm utsniveaus 
bei. Insbesondere die Fam ilieneinkom m en der unteren  M ittelschicht ge­
rieten un ter Druck.
7 Vgl. Inform e argentino sobre desarrollo hum ano 1995 (ww w .un.org.ar/tem aticas. 
htm).
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T abelle  3: Arm ut und extrem e Arm ut nach Provinzen (1999)
Provinz B evölkerung A nzahl der 
M en schen  in 
extrem er  
Arm ut
A nzahl der 
M en schen  in 
Armut
A nteil der 
M en schen  in  
Arm ut (%)
|ujuy 594.117 104.564 332.111 55,89
Salta 1.044.973 173.915 584.139 55,89
Tucum án 1.278.216 214.966 714.522 55,89
Catamarca 312.269 54.959 174.530 55,89
Santiago del 
Estero
720.982 116.892 403.028 55,89
Form osa 492.513 85.592 208.187 42,27
Chaco 940.901 156.889 529.136 56,23
Corrientes 909.207 150.930 510.975 56,20
Misiones 972.672 172.862 500.341 51,43
La Rio ja 273.471 29.261 130.445 47,69
San Juan 574.053 51.423 233.823 40,73
San Luis 354.959 37.980 149.315 42,06
M endoza 1.588.091 129.925 717.519 45,18
La Pampa 301.466 17.786 89.836 29,80
N euquen 540.384 30.402 161.034 29,79
Río N egro 606.575 33.433 178.971 29,50
Chubut 438.236 23.417 130.594 29,79
Santa Cruz 201.642 11.896 60.089 29,79
Tierra del 
Fuego
109.988 6.379 32.779 29,79
Santa Fé 3.068.765 214.707 1.107.824 36,0
E ntre Ríos 1.104.836 81.707 398.844 36,09
C órdoba 3.059.115 213.906 1.104.300 36,00
Buenos Aires 
(Provinz)
5.063.719 380.288 1.628.002 32,15
Buenos Aires 
(Großraum)
12.027.764 651.665 3.124.134 25,9
Landesweit 36.578.358 3.145.738 13.204.478 36,10
Quelle: Equis 2000
A m  E nde der A m tszeit von Präsident M enem  lag der Anteil der A rm en 
an der G esam tbevölkerung bei über 36%, in acht von 24 Provinzen so­
gar deutlich über 50% (Tabelle 3). D er Rückgang der Reallöhne stand in 
engem  Zusam m enhang m it einem  kontinuierlichen Anstieg der A rbeits­
losenquote, die von 7,4%  im  Jah r 1990 auf 14,5% M itte des Jahres 1999 
anstieg. H insichtlich der E inkom m ensverteilung hatte es ebenfalls be­
trächtliche Rückschritte gegeben, insbesondere verglichen m it der Situa­
tion zu Beginn der 80er Jahre. D ie im  G ini-Index zusam m engefassten
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W erte zeigten eine kontinuierliche Tendenz zu einer stärkeren E inkom ­
m enskonzentration  (1980: 0,406; 1990: 0,423; 1997: 0,439). W ährend der 
Anteil der ärm sten H aushalte am V olkseinkom m en zwischen 1990 und 
1999 konstan t blieb, konnten die reichsten 10% weitere Zugewinne ver­
zeichnen (Tabelle 4).
Tabelle 4: Entwicklung det Einkommensverteilung“
Jahr ärm ste nächste  30% 20% unterhalb der reichste Gini-
40% reichsten  10% 10% K oeffizient
1990 14,9 23,6 26,7 34,8 0,423
1994 13,9 23,4 28,6 34,1 0,439
1997 14,9 22,2 27,1 35,8 0,439
1999 15,4__________ 2T6______________26,0_____________37J)
a Anteil am gesamten urbanen Haushaltseinkommen in % im Großraum Buenos Aires; die Anga­
ben beziehen sich jeweils auf die nach Einkommen klassifizierten Haushalte.
Quellen: CEPAL (2000) u. CEPAL (2001: 235ff.).____________________________________________
D er sozialpolitische A nsatz einer Regierung lässt sich einerseits in Bezug 
auf die sozialen Auswirkungen ihrer w irtschaftspolitischen M aßnahm en 
und  andererseits anhand der policies im  sozialen Bereich analysieren. A uch 
w enn der Schw erpunkt dieses Beitrages sich auf die zuletzt genannte 
D im ension bezog, sollen im  folgenden einige Schlussfolgerungen im 
H inblick auf die erstgenannte D im ension form uliert w erden, denn sie 
betreffen direkt die T hem en A rm utsentw icklung und  E inkom m ensver­
teilung. Tatsächlich kann gezeigt w erden, dass die rasche Stabilisierung 
und  E rholung  der argentinischen V olksw irtschaft zu Beginn der 1990er 
Jahre positive soziale Effekte m it sich brachte und  zu einem Rückgang 
der A rm utsindikatoren führte. D ies reichte aber nicht aus, um  zu den 
noch A nfang der 1980er Jahre vorhandenen Niveaus zurückzukehren 
und  bedeutete auch keine Tendenz zu einer dauerhaften Reduziem ng der 
Arm ut.
D ie in der ersten H älfte der 1990er Jahre registrierte wirtschaftliche 
D ynam ik führte nicht zu einer egalitäreren Einkom m ensverteilung, son­
dem  im  G egenteil zu einer weiteren E inkom m enskonzentration. A nge­
sichts des Fehlens von  expliziten Politiken zur V erm eidung von E in ­
kom m enseinbußen und  zur B ekäm pfung der inegalitären K onsequenzen 
des W irtschaftsprogram m s führte dieses zu hohen sozialen K osten, ins­
besondere zu Arbeitslosigkeit, w achsender A rm ut und einer Verschlech­
terung der Lebensbedingungen großer Teile der Bevölkerung, die bereits
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seit vielen Jahren unter den Folgen der W irtschaftskrise und  der hohen 
Inflation zu leiden hatten.
Soweit die Entw icklungen der 1990er Jahre zur E indäm m ung der 
Staatstätigkeit, zur Schwächung vorm als m ächtiger kollektiver Akteure 
wie den G ew erkschaften und  zu einer äußerst restriktiven W irtschaftspo­
litik führten, haben sie die überkom m ene Sozialpolitik in ihren G rund­
festen erschüttert und  zugleich jene strukturellen Problem e des sozialpo­
litischen Systems offenbart, die eine A npassung an neue R ahm enbedin­
gungen m itunter verhindern.
So w urden die sozialpolitischen R eform en zwar durch die neoliberale 
Reform politik, aber auch durch die spätestens seit E nde der 1970er Jahre 
sich abzeichnenden und m it dem  A usbruch der Krise in den 1980er Ja h ­
ren vollends zutage getretenen Strukturproblem e des sozialpolitischen 
Systems (Bürokratisierung, finanzielle Defizite, Zentralisierung, U n­
gleichheit) hervorgerufen. D ie konkrete A usgestaltung der von der Re­
gierung M enem  eingeführten Sozialreform en stand vornehm lich in 
Funktion der w irtschaftspolitischen Zielsetzung der Regierung, indem  sie 
durch Privatisierungen, D eregulierungen und  D ezentralisierungen im  so­
zialen Bereich zu einem  ausgeglichenen Staatshaushalt beitragen sollten. 
D ie sozialpolitischen M aßnahm en dienten budgetpolitischen und  zuwei­
len politischen Zwecken, die m eist im  Zusam m enhang m it W ahlzyklen 
standen und in der E inrichtung von  vorübergehenden kom pensatori­
schen Sozialhilfeprogram m en zum  A usbau bzw. zur Festigung kliente- 
listischer Loyalitätsbeziehungen unter wahltaktischen G esichtspunkten 
ihren Niederschlag fanden.
W eder kurzfristige, angem essene sozialkom pensatorische N oth ilfe­
program m e noch langfristige Z ielsetzungen wie etwa A rm utsbekäm p­
fung, die Bildung von  H um ankapital, die Schaffung sozialer Integrati­
onskanäle oder die Förderung des sozialen Ausgleichs standen im  V or­
dergrund der Reform agenda der Regierung M enem  — vor allem in ihrer 
ersten Amtszeit. Selbst nach den ersten Stabilisierungs- und  W achstum s­
erfolgen, die vergleichsweise günstigere Bedingungen für sozial progres­
sive Po/Zcy-Entscheidungen hervorbrachten, spielten sozial- bzw. vertei­
lungspolitische Erwägungen, etwa bei steuerlichen Reform m aßnahm en, 
keine große Rolle. D urch  die rezessiven Effekte der m exikanischen W äh­
rungskrise von 1994 ergaben sich freilich erneute fiskalpolitische R estrik­
tionen für das Regierungshandeln.
Inhaltlich kann m an den von  der Regierung M enem  durchgeführten 
R eform en der Sozialpolitik eine weit geringere Radikalität, im  Sinne des 
Bruches m it der traditionellen Sozialpolitik, bescheinigen als etwa den
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sozialpolitischen R eform en in  Chile un ter Pinochet. D urch  den U m ­
stand, dass in Chile die R eform en deutlich früher erfolgten als in Argen­
tinien, w urden Lem effekte möglich. D arauf weisen jedenfalls die kom bi­
nierten und  pragm atisch orientierten A nsätze hin, die sich hinsichtlich 
konzeptioneller O ptionen  wie etwa „staatlich-privat“, „Subsidiarität-Soli­
darität“ , „selektiv-universell“ bei den argentinischen Reform en der Sozi­
alpolitik erkennen lassen.
So wies das neue argentinische System der A lterssicherung, bei des­
sen A usarbeitung und  A ushandlung das chilenische Rentensystem  als 
O rientierungspunkt eine wichtige Rolle spielte, bedeutende M odifikatio­
nen gegenüber dem  „chilenischen M odell“ auf. A nstatt eines rein priva­
ten, au f Basis individueller K apitaldeckung finanzierten Systems wie im 
chilenischen Fall, das eine radikale A bkehr vom  vorher staatlichen Sozi­
alversicherungsm odell darstellte, w urde in A rgentinien ein gemischtes 
System eingeführt, das E lem ente öffentlicher Umlagesysteme und  priva­
ter Pensionsfonds m iteinander verband.
Zusam m enfassend kann m an sagen, dass das Fehlen eines mittel- bis 
langfristig orientierten sozialpolitischen K onzepts un ter der Regierung 
M enem  im  Z usam m enhang m it einem  ebenso fehlenden langfristig orien­
tierten entw icklungspolitischen K onzep t stand, das über die Stabilisie- 
rungs- und  W achstum serfolge der ersten Jahre hinausgewiesen hätte. 
D es weiteren erfolgte die R eform politik M enem s im  R ahm en eines rela­
tiv autokratischen Regierungsstils, m it dem  m an zwar effektiv m it dem  
hergebrachten staatszentrierten Entw icklungsm odell zu brechen ver­
m ochte. Bei der notw endigen U m strukturierung von Staat und W irt­
schaft m angelte es aber an einem  breiten gesellschaftlichen und  politi­
schen K onsens, au f dessen Basis die Regierung hätte versuchen können, 
über die Stabilisierung hinaus weitere R eform en in G ang zu setzen, um  
die sozialen K osten  der S trukturanpassung gerechter zu verteilen und 
letztendlich das Regierungsprojekt, d.h. die N eudefinition der Beziehung 
zwischen Staat, G esellschaft und  W irtschaft, einschließlich der langfristi­
gen Rolle der Sozialpolitik, un ter M itwirkung weiterer A kteure offener zu 
gestalten.
A uch w enn die un ter M enem  durchgeführten Reform en im  Fhnblick 
au f ihre mittel- und  langfristigen A uswirkungen noch  nicht abschließend 
beurteilt w erden können, so trat am E nde der Ä ra M enem  doch klar vor 
Augen, dass gravierende D efizite im H inblick au f eine un ter V erteilungs­
gesichtspunkten ausgeglichenere und  gerechtere G esellschaft sowie h in ­
sichtlich der In tegration der arm en und  ausgegrenzten Teile der G esell­
schaft existierten. Beide erw ähnten Aspekte, d.h. sow ohl die Schwierig­
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keiten, ein von  breiten Bevölkerungsschichten akzeptiertes und  zu ­
kunftsfähiges Gesellschafts- und  Entw icklungsm odell au f den W eg zu 
bringen, als auch das Fortbestehen bzw. die Z uspitzung sozialer P rob ­
lemlagen waren Faktoren, die sich im  A rgentinien der A ra Post-M enem  
als U rsachen von  Instabilität und  K onflikten erwiesen.
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